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I. Amtlicher Teil 

Bildung 

Katalog der zugelassenen Schulbücher 
im Land Brandenburg für das Schuljahr 2001/2002 

1.	 Grundlage für die Auswahl und Beschaffung der Schulbü­
cher für den Gebrauch an den Schulen im Land Branden­
burg ist die Verordnung über die Zulassung von Lernmit­
teln und über die Lernmittelfreiheit (Lernmittelverordnung 
- LernMV) vom 14. Februar 1997 (GVBl. II S. 88), zuletzt 
geändert durch Verordnung  vom 2. Januar 2001 (GVBl. II 
S. 5). Sie regelt auch den finanziellen Rahmen. 

2.	 Bei der Schulbuchbestellung sind die Bestimmungen der 
Verdingungsordnung für Leistungen (VOA/L) einzuhalten. 
Unter „einem Auftrag“ ist der Auftrag zu verstehen, bei 
dem Rechnungs- und Lieferadresse identisch sind. Sam­
melbestellungen von Schulträgern für die Schulen ihres 
Zuständigkeitsbereiches gelten in dem Sinne als ein Auf­
trag. Gemäß § 7 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 6 Satz 2 des Bran­
denburgischen Schulgesetzes können die Schulen die 
Schulbücher selbst ausschreiben und eigene Aufträge aus­
lösen, wenn ihnen ein jährliches Budget hierfür vom Schul­
träger zugewiesen und eine Vollmacht durch den Schulträ­
ger gegeben wurde. Größere  Aufträge sollen gemäß § 5 
der VOL/A in Lose aufgeteilt werden. Auf der Grundlage 
des § 16 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
unterliegt der größte Teil der Schulbücher der Preisbin­
dung. Davon ausgenommen sind lediglich einige Verlage, 
die Bücher für berufliche Schulen anbieten. Soweit Schul­
bücher nicht der Preisbindung unterliegen, ist die freie Ver­
einbarung von Preisnachlässen zulässig. Allerdings ist fest­
zuhalten, dass bei der Zusammenfassung von preisgebun­
denen und nicht preisgebundenen Schulbüchern die Preis­
bindung verletzt werden kann. Dabei ist zu beachten, dass 
für die preisgebundenen Titel nicht Preise berechnet wer­
den dürfen, die unter den Beschaffungskosten der Bücher 
liegen, weil hierdurch mittelbar die Preisbindung verletzt 
wird (Urteil des BGH vom 21.11.1989, KZR-17/88). Sol­
che so genannten Kopplungsgeschäfte sollen durch eine 
getrennte Ausschreibung von preisgebundenen und nicht­
preisgebundenen Büchern vermieden werden. Die Buch­
händler haben sich in einem Preisbindungsvertrag (Sam­
melrevers 1993) gegenüber den Verlagen verpflichtet, preis­
gebundene Schulbücher nur zu den in den jeweils geltenden 
Listen enthaltenen Preisen zu verkaufen und Rabatte hierfür 
nur in dem in Nummer 3 des Sammelrevers vereinbarten 
Umfang zu gewähren. Diese Schulbuch-Nachlässe sind nur 
zulässig für Bestellungen von öffentlichen Auftraggebern 
und solchen, deren Ausgaben überwiegend von der öffent­
lichen Hand getragen werden, soweit die Bestellung im 
Rahmen gesetzlicher Lernmittelfreiheit und zur unmittelba­
ren Verwendung im Unterricht erfolgt. Aus diesem Grund 
dürfen die im Rahmen des Eigenanteils gemäß § 12 Abs.1 

Satz 1 der geltenden Lernmittelverordnung von den Schü­
lerinnen und Schülern oder deren Eltern selbst zu beschaf­
fenden Büchern nicht in die Ausschreibung mit einbezogen 
werden. Weitere Hinweise können der gemeinsamen Mit­
teilung des MBJS und des MI zur Schulbuchausschreibung 
(Amtsblatt ABl.-MBJS 1998, S. 86) entnommen werden. 
Bei der Auswahl der Angebote soll gemäß § 25 Nr. 2 Abs. 1 
VOL/A die Leistungsfähigkeit des Bieters berücksichtigt 
werden. Bei Schulbüchern betrifft dies insbesondere den 
Service bezüglich der Lieferung und Ersatzbeschaffung. 

3.	 Schulbücher, die zugelassen waren, aber im nachstehenden 
aktuellen Schulbuchkatalog nicht mehr enthalten sind, dür­
fen weiter verwendet werden, wenn sie nicht gegen Rechts­
vorschriften verstoßen. Sie dürfen aber nicht mehr neu an 
der Schule eingeführt werden. 

4.	 Bei der Ausleihe von Lernmitteln durch den Schulträger an 
die Schülerinnen und Schüler handelt es sich um ein Leih­
verhältnis gemäß § 598 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB). Gemäß § 604 BGB haben die Schülerinnen und 
Schüler die entliehenen Lernmittel nach dem Ablauf der 
für die Leihe bestimmten Zeit zurückzugeben. Ist dies 
nicht möglich, weil sie ein oder mehrere Lernmittel verlo­
ren oder stark beschädigt haben, kann der Schulträger ge­
mäß § 276 BGB Schadenersatz fordern, wenn der Verlust 
oder die Beschädigung von der Schülerin oder dem Schüler 
durch Vorsatz oder Fahrlässigkeit schuldhaft verursacht 
wurde. Ein Schadensersatzanspruch besteht gemäß § 602 
BGB aber nicht für die durch den normalen Gebrauch ent­
stehende Abnutzung. Zur Feststellung des Verschuldens ist 
die Zurechnungsfähigkeit der Schülerin oder des Schülers 
zu prüfen. Hierzu kann § 828 BGB herangezogen werden. 
Danach sind Kinder unter sieben Jahren grundsätzlich 
nicht für einen von ihnen verursachten Schaden verant­
wortlich. Kinder und Jugendliche, die das siebente aber 
noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet haben, können 
zum Schadensersatz verpflichtet werden, wenn davon aus­
gegangen werden kann, dass sie die für einen sachgemäßen 
Umgang mit den Schulbüchern notwendige Erkenntnis ha­
ben. Die letztere Voraussetzung kann insbesondere dann 
als gegeben angenommen werden, wenn die Schülerinnen 
und Schüler auf ihre Verpflichtung zu einer pfleglichen Be­
handlung und die Schadensersatzpflicht hingewiesen wur­
den. Es wird empfohlen, den Schülerinnen und Schülern 
ein entsprechendes Merkblatt zu übergeben. Eine Haftung 
der Eltern gemäß § 832 BGB kommt nur in Betracht, wenn 
sie ihrer Aufsichtspflicht nicht genügt haben. Tritt der 
Schadensfall während des Aufenthalts in der Schule ein, 
können die Eltern ihre Aufsichtspflicht nicht selbst wahr­
nehmen und es kann deshalb von ihnen kein Schadensersatz 
gefordert werden. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob eine 
Verletzung der Aufsichtspflicht durch Lehrkräfte vorliegt. 
Ein Rückgriff auf Eltern oder Lehrkräfte wegen Verletzung 
der Aufsichtspflicht wird in der Regel nicht erfolgen kön­
nen, wenn der Schülerin oder dem Schüler der sachgemäße 
Umgang mit den Lernmitteln, wie oben dargestellt, auch 
ohne ständige Beaufsichtigung und Kontrolle zugetraut 
werden kann. In den meisten Fällen wird sich also eine 
Schadensersatzforderung gegen die Schülerin oder den 
Schüler richten. Wenn Eltern eine private Haftpflichtversi­
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cherung abgeschlossen haben, tritt diese in der Regel auch Modellversuche nicht im vorliegenden Katalog veröf­
für die von ihren Kindern verursachten Schäden ein. Die fentlicht. Sie gelten für die Laufzeit der Modellversu-
Art und der Umfang des Schadensersatzanspruchs richten che als zugelassen. Eine gesonderte Information der 
sich nach § 249 BGB, wonach der Schadensersatzpflichti- Modellversuchsschulen ist nicht erforderlich. 
ge den Zustand herzustellen hat, der bestehen würde, wenn 
der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten - Lernmittel für den Bildungsgang der gymnasialen 
wäre. Bezogen auf die Lernmittel bedeutet dies, dass das Oberstufe sowie den Bildungsgang zum nachträglichen 
beschädigte oder verlorene Lernmittel durch ein gleicharti- Erwerb der allgemeinen Hochschulreife im Zweiten 
ges und gleichwertiges Lernmittel ersetzt werden muss. Er- Bildungsweg sind nicht gesondert ausgewiesen. Sie 
folgt der Ersatz nicht innerhalb einer vom Schulträger fest­ sind gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 13 der Lernmittelverordnung 
gelegten Frist, kann statt dessen ein Geldbetrag in Höhe pauschal zugelassen. Entsprechend trifft das auch für 
des Wiederbeschaffungswertes verlangt werden. Dieser das Studienkolleg für ausländische Studienbewerber zu. 
kann auf der Grundlage des Neupreises (unter Berücksich­
tigung der dem Schulträger gewährten Rabatte) abzüglich - Alle im folgenden aufgeführten Titel sind im Ministe­
einer linearen Abschreibung für die bisher genutzten Jahre rium für Bildung, Jugend und Sport in einer Präsenzbi­
berechnet werden. Die Abschreibung ist abhängig von der bliothek eingestellt. Diese Bibliothek kann nach Voran­
vorgesehenen durchschnittlichen Nutzungsdauer. Die meldung (Herr Kühn - Tel.: 03 31/8 66-36 84, Frau 
Lernmittelverordnung sieht eine Nutzungsdauer von min- Dr. Standke - Tel.: 03 31/8 66-36 77) werktags von 9 
destens drei Jahren vor. bis 15 Uhr genutzt werden. 

5. Um die rechtzeitige Versorgung der Schulen mit Lernmit- Inhalt des Katalogs: 
teln zu gewährleisten, sind die zu beschaffenden Schulbü­
cher bis zum 3. August 2001 für allgemeinbildende und Fach Seite 
Förderschulen und bis zum 5. Oktober 2001 für berufsbil­
dende Schulen (vollzeitschulische Bildungsgänge) zu be- Arbeitslehre  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 68 
stellen. Berufsschulen (duales System) bestellen bis zum Astronomie  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 69 
16. November 2001. Biologie  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 70 

Chemie  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 72 
6. Nachstehend sind die im Schuljahr 2001/2002 durch das Deutsch  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 73 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport zugelassenen Englisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 82 
Schulbücher nach Fächern geordnet aufgeführt. Bei der Erdkunde  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 85 
Handhabung des Kataloges ist Folgendes zu berücksichti- Französisch  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 87 
gen: Geschichte  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 88 

Griechisch  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 91 
- Die pauschal zugelassenen Lernmittel und die wesent- Kunst  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 92 

lichen Grundsätze bei der durch die jeweilige Fachkon- Latein  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 94 
ferenz vorzunehmende Lernmittelauswahl sind der o. g. Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde  . . . . . . . . . . . 96 
Lernmittelverordnung zu entnehmen. Mathematik  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 98 

Musik  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 102 
- Für die Beurteilung und die notwendigen Auswahlent- Physik  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 104 

scheidungen von Lernmitteln liegt den Schulen die Politische Bildung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 105 
vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport im Polnisch  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 107 
März 1999 herausgegebene Broschüre „Orientierungs- Russisch  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 108 
punkte für die Begutachtung von Schulbüchern“ vor. Sachunterricht  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 109 

Spanisch  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110 
- Aus Platzgründen sind nicht die vollständigen Bücher- Technik  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 111 

daten angegeben. Bei einigen Buchtiteln mussten Kür- Gesellschaftswissenschaften (lernbereichsbezogen) . . . 112 
zungen vorgenommen werden. Die vollständigen Anga- Naturwissenschaften (lernbereichsbezogen) . . . . . . . . . 113 
ben können den Verlagskatalogen entnommen werden. 

Verlagsanschriften  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 114 
- Die Preise sind nach dem bekannten Stand angegeben 

worden. Eine Gewähr für die Richtigkeit kann nicht 
übernommen werden. 

Legende: 

- Die in vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport 
genehmigten Modellversuchen verwendeten bzw. ent­
wickelten Lernmittel werden während der Laufzeit der 

* = 2001 neu zugelassenes Lernmittel 
+ = veränderte Neuauflage 
R = Lernmittel, die die Neuregelungen der deutschen 

Rechtschreibung berücksichtigen 
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II. Nichtamtlicher Teil 

Lesefassung der Lernmittelverordnung 
vom 14. Februar 1997 (GVBl. II S. 88) 

in der Fassung der 3. Änderungsverordnung 
vom 2. Januar 2001 (GVBl. II S. 5) 

Die Lesefassung berücksichtigt die am 2. Januar 2001 in Kraft 
getretene 3. Änderungsverordnung zur Lernmittelverordnung 
und folgt der Neuregelung der deutschen Rechtschreibung. 

Die Lernmittelverordnung vom 14. Februar 1997 und die Än­
derungsverordnung vom 2. Januar 2001 wurden erlassen auf­
grund der §§ 14 und 111 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
vom 12. April 1996 (GVBl. I S. 102), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 28. Juni 2000 (GVBl. I S. 90). 

Anmerkung: 
In der nachfolgenden Lesefassung sind die Änderungen der 
Zweiten Änderungsverordnung vom 6. September 2000 und 
der Dritten Änderungsverordnung vom 2. Januar 2001 durch 
Unterstreichungen kenntlich gemacht worden. Regelungen, die 
gestrichen wurden, sind in der Darstellung aufgrund der Über­
sichtlichkeit nicht berücksichtigt worden.1 

Inhaltsverzeichnis 

Abschnitt 1 Allgemeines 

§ 1 Lern- und Lehrmittel 
§ 2 Auswahlgrundsätze 

Abschnitt 2 Zulassung von Lernmitteln 

§ 3 Zulassungspflichtige Lernmittel 
§ 4 Pauschal zugelassene Lernmittel 
§ 5 Nichtzulassungspflichtige Lernmittel 
§ 6 Zulassungsvoraussetzungen 
§ 7 Zulassungsverfahren 
§ 8 Entscheidung über die Zulassung 
§ 9 Sondergenehmigungen 

Abschnitt 3 Lernmittelfreiheit 

§ 10 Grundsätze der Lernmittelfreiheit 
§ 11 Kostenträger 
§ 12 Eigenanteil 
§ 13 Schulbuchbeschaffung 
§ 14 Ausleihverfahren 

Abschnitt 4 
§ 15 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

In § 4 Absatz 1 wurden die Nummern 11 und 12, in § 4 die bishe­
rigen Absätze 2 und 3, in § 7 Absatz 2 Satz 2 die bisherigen Absät­
ze 2 bis 10 gestrichen. 

Abschnitt 1 
Allgemeines 

§ 1 
Lern- und Lehrmittel 

(1) Lernmittel gemäß dieser Verordnung sind die für die Schü­
lerinnen und Schüler bestimmten und von diesen selbstständig 
und eigenverantwortlich im Unterricht, in der fachpraktischen 
Ausbildung und bei der häuslichen Vorbereitung gebrauchten 
Unterrichtsmittel. Zu den Lernmitteln gehören: 

1.	 Schulbücher, die zur Durchführung des Unterrichts auf der 
Grundlage der jeweils geltenden Rahmenpläne verwendet 
werden, 

2.	 sonstige Druckwerke, die zusätzlich zu den Schulbüchern 
oder an deren Stelle für die Erreichung der Lernziele benö­
tigt werden, insbesondere Wörterbücher, Lexika, Tafelwer­
ke, Lektüren, Arbeitshefte, Arbeitsblätter und Aufgaben­
sammlungen sowie 

3.	 Gegenstände, die Schulbücher ergänzen oder ersetzen, ins­
besondere spezielle Hilfsmittel für Schülerinnen und Schü­
ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und audio-vi-
suelle Medien oder Lernsoftware, wenn die Schülerinnen 
und Schüler damit selbstständig gegebenenfalls auch 
außerhalb des Unterrichts arbeiten. 

Nicht zu den Lernmitteln gehören Gegenstände, die von den 
Schülerinnen und Schülern als Gebrauchs- oder Übungsmate­
rial verwendet werden und zur persönlichen Ausstattung gehö­
ren. Dies sind insbesondere Hefte, Blöcke, Schreib-, Zeichen­
und Rechengeräte aller Art sowie Sportkleidung. 

(2) Lehrmittel sind Unterrichtsmittel, die in der Regel in der 
Schule verbleiben und dort von den Lehrkräften oder Schülerin­
nen und Schülern genutzt werden. Zu diesen gehören insbeson­
dere Karten, Geräte, Computer, Instrumente und Materialien für 
den naturwissenschaftlichen Unterricht und die fachpraktische 
Ausbildung, Sportgeräte, Musikinstrumente sowie im Unter­
richt verwendete audio-visuelle Medien oder Software, sofern 
es keine Lernsoftware gemäß Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 ist. 

§ 2 
Auswahlgrundsätze 

(1) Die Schulen haben bei der Einführung von Lernmitteln die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Zweckmäßig­
keit und des sinnvollen Einsatzes im Unterricht zu beachten. 
Unterscheidet sich ein Lernmittel der Art, dem Inhalt und der 
didaktisch-methodischen Aufbereitung nach nicht wesentlich 
von einem anderen, so ist das preisgünstigste dieser Lernmittel 
auszuwählen. 

(2) Die angeschafften Lernmittel sollen mindestens drei Jahre 
genutzt werden, es sei denn, dass zwingende fachliche Gründe 
den Wechsel erfordern. 

1 
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Abschnitt 2 
Zulassung von Lernmitteln 

§ 3 
Zulassungspflichtige Lernmittel 

(1) Schulbücher und Druckwerke gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 und 2 dürfen nur benutzt werden, wenn sie von dem für 
Schule zuständigen Ministerium einzeln oder pauschal zuge­
lassen sind oder gemäß § 5 nicht zulassungspflichtig sind. 

(2) Das für Schule zuständige Ministerium erstellt jährlich ei-
nen Schulbuchkatalog. Dieser Katalog umfasst die Titel der 
Druckwerke, die für die Verwendung an den Schulen des Lan­
des Brandenburg zugelassen sind. Der Schulbuchkatalog wird 
im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
bekannt gegeben. 

§ 4 
Pauschal zugelassene Lernmittel 

(1) Nachfolgend aufgeführte Lernmittel sind pauschal zugelas­
sen und können nach Entscheidung der Fachkonferenzen der 
Schulen auf der Grundlage des § 14 Abs. 3 des Brandenburgi­
schen Schulgesetzes Verwendung finden: 

1.	 Arbeitshefte, Arbeitsblätter, Arbeitsmappen, Aufgaben­
sammlungen, Übungshefte, die den Intentionen der Rah­
menpläne entsprechen, 

2.	 Lernmittel für Fachzeichnen, Darstellende Geometrie, 
Technisches Zeichnen, Verkehrserziehung und Informatik 
einschließlich Literatur über Programmiersprachen, 

3.	 Sachbuchliteratur, 

4.	 Lektüren, belletristische Texte, Bildbände sowie Lieder­
und Gedichtsammlungen, 

5.	 Grammatiken, Wörterbücher und Lexika, 

6.	 Versuchsanleitungen, Tabellenbücher, Tafelwerke, Formel­
sammlungen und Bestimmungsbücher, 

7.	 religiöse Grundtexte wie Bibeln, Testamente, Katechismen, 
Koran und Gebetbücher, 

8. 	 Lernmittel für Deutsch als Zweit- oder Fremdsprache, 

9.	 Lernmittel für Sorbisch, 

10. muttersprachliche Bücher für Schülerinnen und Schüler, 
deren Muttersprache nicht Deutsch ist, 

11. Lernmittel für den Bildungsgang der gymnasialen Oberstu­
fe sowie den Bildungsgang zum nachträglichen Erwerb der 
allgemeinen Hochschulreife im Zweiten Bildungsweg, 

12. Lernmittel für die Bildungsgänge der Oberstufenzentren und 

13. Lernmittel für Schülerinnen und Schüler mit sonderpäda­
gogischem Förderbedarf. 

(2) Lernsoftware gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 ist ebenfalls 
pauschal zugelassen. Sie darf jedoch nur auf Beschluss der je­
weiligen Fachkonferenz auf der Grundlage der Grundsatzbe­
schlüsse der Konferenz der Lehrkräfte gemäß § 85 Abs. 2 Nr. 4 
Satz 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes angeschafft und 
im Unterricht eingesetzt werden. 

§ 5 
Nichtzulassungspflichtige Lernmittel 

(1) Gegenstände gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 sind nicht zu­
lassungspflichtig. 

(2) Lehrkräfte haben das Recht, geeignete Einzeltexte und Ein­
zelmaterialien für ihren Unterricht in eigener Verantwortung 
entsprechend den gültigen Rahmenplänen zu verwenden. Diese 
Lernmittel sind zulassungsfrei und dürfen als gezielte Einblen­
dungen zum Erreichen eines Unterrichtsziels eingesetzt und 
den Schülerinnen und Schülern als Ergänzungsmaterial ausge­
händigt werden. Die Vorschriften des Urheberrechts sind dabei 
zu berücksichtigen. 

(3) Ebenfalls ausgenommen von der Zulassungspflicht sind die 
von Lehrkräften für den Unterricht entwickelten Lernmittel, 
die im Rahmen der Beschlüsse der Fachkonferenzen der Schu­
le gemäß § 87 Abs. 2 Nr. 1 verwendet werden. Die Lernmittel 
müssen die Voraussetzungen gemäß § 14 Abs. 3 des Branden­
burgischen Schulgesetzes erfüllen. 

§ 6 
Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Für die Zulassung von Lernmitteln sind die Voraussetzun­
gen gemäß § 14 Abs. 3 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
zu erfüllen. Bei für Berlin und Brandenburg aufgrund überein­
stimmender Stundentafeln und Rahmenpläne gemeinsam 
durchgeführten Zulassungsverfahren sind auch die geltenden 
Zulassungskriterien gemäß § 18 der Ausführungsvorschriften 
über die Prüfung, Zulassung und Überlassung von Lernmitteln 
in der Berliner Schule und im Berlin-Kolleg zu berücksichtigen. 

(2) Lernmittel sollen Ziele und Lerninhalte eines Faches ge­
mäß Rahmenplan in der Regel mindestens einer Jahrgangsstufe 
beinhalten. 

(3) Schulbücher sollen in der Regel den Lernmittelbedarf des 
jeweiligen Faches abdecken. Sie dürfen nicht lediglich ergän­
zenden Charakter haben oder Ergänzungen durch weitere Lern­
mittel erforderlich machen. 

§ 7 
Zulassungsverfahren 

(1) Über den Antrag auf Zulassung eines Lernmittels entschei­
det das für Schule zuständige Ministerium. 
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(2) Für die Fächer Erdkunde, Geschichte, Lebensgestaltung-
Ethik-Religionskunde, Politische Bildung und Sachunterricht 
der Primarstufe und/oder der Sekundarstufe I sind dem Antrag 
auf Zulassung eines Lernmittels in der Regel vier Prüfexempla­
re der preisgünstigsten Ausgabe und die dazu entwickelten Ar­
beitshefte und Handbücher für Lehrkräfte beizufügen. 

(3) Für die Begutachtung der Lernmittel werden gegenüber den 
Verlagen Prüfgebühren erhoben, die für die Honorierung der 
Gutachterinnen und Gutachter verwendet werden und die eine 
Verwaltungsgebühr beinhalten. Den Verlagen wird der 20fache 
Ladenpreis (auf volle zehn Deutsche Mark gerundet) je zu prü­
fendem Buch in Rechnung gestellt. Davon werden zehn vom 
Hundert als Verwaltungsgebühr einbehalten und die verblei­
bende Summe an die Gutachterinnen und Gutachter gezahlt. 

(4) Anträge auf Zulassung eines Schulbuches können jederzeit 
eingereicht werden. Letzter Termin für die Aufnahme in den 
Schulbuchkatalog eines Jahres ist der 31. August und für die 
Nachtragsliste der 31. Dezember des jeweiligen Vorjahres. Bis 
zum 15. Dezember des Vorjahres können Meldungen über Kor­
rekturen der Verkaufspreise und/oder der bibliographischen 
Angaben eingereicht werden. 

(5) Für die Fächer Arbeitslehre, Astronomie, Biologie, Chemie, 
Deutsch, Griechisch, Kunst, Latein, Mathematik, Physik, Tech­
nik sowie für die Fächer der lebenden Fremdsprachen der Pri­
marstufe und Sekundarstufe I geben die Schulbuchverlage dem 
für Schule zuständigen Ministerium die Neuauflagen ihrer Pu­
blikationen und die Neuerscheinungen zur Kenntnis. Dazu rei­
chen die Verlage jeweils ein Exemplar des Schulbuches und die 
dazu entwickelten Arbeitshefte und Handbücher der betreffen­
den Lernmittel ein. Im Schulbuchkatalog werden die Titel auf­
geführt, für die die Verlage schriftlich erklären, dass sie den 
Zulassungsvoraussetzungen gemäß § 6 entsprechen. 

(6) Das für Schule zuständige Ministerium behält sich vor, die­
se Titel stichprobenartig einem Einzelprüfverfahren zu unter­
ziehen. 

(7) Für die in Abs. 5 genannten Lernmittel werden je einge­
reichten Band 60 Deutsche Mark Verwaltungsgebühr erhoben. 
Anträge auf Veröffentlichung der unter Abs. 5 genannten Lern­
mittel im Katalog der zugelassenen Schulbücher einschließlich 
der Erklärung und eines Exemplares des Buchtitels sowie der 
hierfür entwickelten Arbeitshefte und Handbücher für Lehr­
kräfte können bis zum 15. Dezember des Vorjahres eingereicht 
werden. 

(8) Die Prüfexemplare können auch als Einreichexemplare, 
beispielsweise digitale Ausdrucke oder Kopien, zur Prüfung 
eingereicht werden, wenn 

1.	 diese wie die geplante Buchausgabe vollständig ausgestal­
tet sind, 

2.	 sie von der Redaktion des Verlages geprüft und für den 
Druck freigegeben sind und dies im Antrag ausdrücklich 
versichert wird und 

3.	 vier verkaufsfertige Druckstücke sowie je ein Exemplar der 

Arbeitshefte und Handbücher für Lehrkräfte vor der Aus­
lieferung nachgereicht werden. 

(9) Der Antrag muss enthalten: 

1.	 Titel, Band, Ausgabe, 

2	 Autorinnen und Autoren, 

3.	 ISBN, 

4.	 Bestell-Nummer des Verlages, 

5.	 Auflage (Jahr/Auflagenziffer), 

6.	 Unterrichtsfach gemäß den im Land Brandenburg gelten­
den Verordnungen über die Bildungsgänge, 

7.	 Jahrgangsstufe (Klasse) gemäß den im Land Brandenburg 
geltenden Verordnungen über die Bildungsgänge, 

8.	 nähere Angaben zur Schulstufe, zum Bildungsgang sowie 
zu den Fremdsprachen, 

9.	 Seitenzahl, 

10. Einbandart (alle Varianten mit Angabe der unterschied­
lichen Bestellnummern) und 

11. Preis (für alle Einbandvarianten). 

(10) Aus dem Anschreiben für die zur Prüfung eingereichten 
Lernmittel muss ersichtlich sein, ob es sich um eine Neuer­
scheinung oder um eine veränderte Neuauflage handelt und ob 
Folgebände geplant sind. Auf früher gestellte Anträge ist unter 
Angabe von Datum und Aktenzeichen der Entscheidung des 
für Schule zuständigen Ministeriums Bezug zu nehmen. 

(11) Die von den Prüferinnen und Prüfern zu fertigenden Gut­
achten sollen insbesondere die in § 6 genannten Zulassungs­
voraussetzungen berücksichtigen. 

(12) Bei bereits zugelassenen Lernmitteln, die aktualisiert oder 
geringfügig verändert neu aufgelegt werden, genügt die Vorla­
ge von einem Prüfexemplar. Dabei sind die Veränderungen auf­
zulisten und im eingereichten Exemplar der neuen Auflage zu 
kennzeichnen. Nach Entscheidung durch das für Schule zu­
ständige Ministerium kann die Zulassung auf Grund nur eines 
Gutachtens oder durch eine Kurzprüfung erfolgen. 

(13) Die Gebühr einer Kurzprüfung beträgt 60 Deutsche Mark. 

(14) Die Prüfung und Genehmigung von mehrbändigen Wer­
ken, die nicht als Gesamtheit vorgelegt werden, kann nur in lü­
ckenlos von unten aufbauender Weise erfolgen. Es ist eine nach 
Bänden unterteilte stoffliche Inhaltsangabe der Gesamtausgabe 
beizufügen. Auf konzeptionelle Besonderheiten ist hinzuwei­
sen. 

(15) Das für Schule zuständige Ministerium beauftragt mit der 
Begutachtung der Lernmittel fachkompetente Personen. In der 
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Regel werden drei Gutachterinnen und Gutachter je Schulbuch 
bestellt, die die Prüfung unabhängig voneinander durchführen. 
Bei Kurzprüfungen wird eine Gutachterin oder ein Gutachter 
eingesetzt. Die Prüfung soll in der Regel innerhalb von vier 
Monaten abgeschlossen werden. 

(16) Als Gutachterin oder Gutachter kann nur tätig werden, wer 
in der Prüfungsangelegenheit unbefangen ist und somit das für 
Schule zuständige Ministerium unparteiisch beraten kann. Gut­
achterin oder Gutachter kann nicht sein, wer selbst Schulbuch­
autor, Herausgeber oder Berater eines Schulbuchverlags ist. 
Gutachterinnen und Gutachter haben ihre Gutachten betreffend 
nur gegenüber dem für Schule zuständigen Ministerium Rechte 
und Pflichten. 

(17) Die von Prüferinnen und Prüfern zu fertigenden Gutach­
ten sollen insbesondere die in § 6 genannten Zulassungsvor­
aussetzungen berücksichtigen. 

§ 8 
Entscheidung über die Zulassung 

(1) Gutachten über Lernmittel dienen dem für Schule zuständi­
gen Ministerium zur fachlichen Vorbereitung seiner Entschei­
dung über die Zulassung von Lernmitteln für den Gebrauch an 
den Schulen im Land Brandenburg. 

(2) Das für Schule zuständige Ministerium entscheidet über die
Zulassung. Das Ergebnis wird den betreffenden Verlagen als 
Bescheid mitgeteilt. Die hierzu erstellten Gutachten werden in 
der Regel als Anlage im Wortlaut und anonymisiert beigefügt. 

(3) Der Zulassungsbescheid bezieht sich nur auf die zur Prü-
fung vorgelegte Fassung. 

(4) Der Verkaufspreis der einzeln geprüften und genehmigten 
Lernmittel soll innerhalb eines Jahres beibehalten werden. 

(5) Die Zulassung wird auf jeweils fünf Jahre befristet. Sie 
kann von der vorherigen Beseitigung von Mängeln abhängig 
gemacht werden. Für die nächste Auflage können Korrekturen 
verlangt werden. Letzteres kann mit einer Verkürzung der Zu­
lassungsdauer verbunden werden. 

(6) Wird die Zulassung eines Lernmittels versagt, so kann auf 
Antrag des Verlages ein erneutes Prüfverfahren durchgeführt 
werden. Für dieses Verfahren werden ebenfalls Prüfgebühren 
erhoben. 

§ 9 
Sondergenehmigungen 

(1) In Einzelfällen können Schulen auf dem Dienstweg eine 
Sondergenehmigung zur probeweisen Einführung eines noch 
nicht zugelassenen Lernmittels bei dem für Schule zuständigen 
Ministerium beantragen. Aus der beigefügten Begründung muss 
erkennbar sein, dass der beabsichtigte Lernerfolg mit diesen 
Lernmitteln besonders gut erreicht werden kann. Den Anträgen 
ist ein Exemplar des betreffenden Lernmittels beizufügen. 

(2) Sondergenehmigungen werden in der Regel nur für die an­
tragstellende Schule ausgesprochen. Sie werden befristet erteilt 
und können widerrufen werden.  

Abschnitt 3 
Lernmittelfreiheit 

§ 10 
Grundsätze der Lernmittelfreiheit 

(1) Für die Schülerinnen und Schüler besteht Lernmittelfreiheit 
nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen. Satz 1 gilt 
nicht, wenn Schülerinnen und Schüler Anspruch auf die Bereit­
stellung von Lernmitteln oder auf finanzielle Leistungen zum 
Erwerb von Lernmitteln im Rahmen einer anderweitigen öf­
fentlichen Förderung haben. 

(2) Den Schülerinnen und Schülern werden Lernmittel gemäß 
§ 1 Abs. 1 leihweise zum befristeten Gebrauch unentgeltlich 
überlassen. In Ausnahmefällen können diese zum dauernden 
Gebrauch übereignet werden. 

(3) Ausgenommen von der Lernmittelfreiheit sind: 

1.	 Lernmittel, die nur einmal verwendbar sind, insbesondere 
Arbeitshefte, Arbeitsblätter und Aufgabensammlungen, 
und sich deshalb für eine Ausleihe nicht eignen sowie 

2.	 Lernmittel in beruflichen Schulen, die ihrem Inhalt nach 
überwiegend berufliche Fachbücher sind und somit vorran­
gig als Nachschlagewerk bei der Berufsausbildung oder 
Berufsausübung, auch über die Berufsschuldauer hinaus, 
genutzt werden können. 

Lernmittel gemäß Nummer 1 sollen nur in dem unbedingt not­
wendigen Umfang verlangt werden. Erfolgt ihr Einsatz im 
Unterricht anstelle von Schulbüchern, können sie in den Eigen­
anteil gemäß § 12 einbezogen werden. 

§ 11 
Kostenträger 

(1) Die Kosten der Lernmittelfreiheit trägt gemäß § 110 Abs. 2 
Nr. 4 des Brandenburgischen Schulgesetzes der Schulträger. Er 
hat den Schulen nach Maßgabe von § 7 Abs. 2 des Brandenbur­
gischen Schulgesetzes jährlich finanzielle Mittel mindestens in 
der in der Anlage 1 festgesetzten Höhe je Schüler für die Lern­
mittelbeschaffung bereitzustellen. Die Schülerinnen und Schü­
ler oder deren Eltern haben einen Eigenanteil gemäß § 12 die­
ser Verordnung zu tragen. 

(2) Die Beträge nach Absatz 1 Satz 2 und 3 werden auf der 
Grundlage eines Richtbetrages  ermittelt, der den durchschnitt­
lich notwendigen Aufwendungen für die Beschaffung der in ei­
nem Schuljahr zusätzlich zu dem vorhandenen Bestand erfor­
derlichen Lernmittel entspricht. 

(3) Der Schulträger hat zusätzlich für
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1.	 Aussiedler in Eingangsklassen für die Beschaffung von 
Lernmitteln für den Unterricht in „Deutsch als Zweitspra­
che“ sowie 

2.	 schulpflichtige ausländische Schülerinnen und Schüler für 
den muttersprachlichen Unterricht und für den Unterricht 
in „Deutsch als Fremdsprache“ 

die in der Anlage 2 festgelegten Beträge bereitzustellen. 

(4) Die Konferenz der Lehrkräfte entscheidet, welche Lernmit­
tel im Rahmen der bereitgestellten finanziellen Mittel gemäß 
Absatz 1 Satz 2 sowie der von der Schulkonferenz gemäß § 91 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 des Brandenburgischen Schulgesetzes be­
schlossenen Grundsätze angeschafft werden. Sie entscheidet 
auch, welche Lernmittel im Rahmen des Eigenanteils gemäß 
Absatz 1 Satz 3 gekauft werden sollen. 

(5) An Förderschulen für Geistigbehinderte können die gemäß 
Absatz 1 Satz 2 bereitgestellten Mittel auf Beschluss der 
Schulkonferenz auch für Gebrauchsmaterial oder Lehrmittel 
verwendet werden, wenn dafür aus pädagogischen und didakti­
schen Gründen ein zusätzlicher Bedarf besteht. 

§ 12 
Eigenanteil 

(1) In Höhe des in der Anlage 1 aufgeführten, nach Schulstufen 
und Bildungsgängen gestaffelten Eigenanteils sollen die Schü­
lerinnen und Schüler oder deren Eltern Lernmittel auf eigene 
Kosten beschaffen. Diese Lernmittel bleiben Eigentum der 
Schülerinnen und Schüler. Der Eigenanteil entfällt für Empfän­
ger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 
Bundessozialhilfegesetz und Empfänger nach dem Asylbewer­
berleistungsgesetz. Er ermäßigt sich um die Hälfte für das drit­
te und jedes weitere Kind, wenn mindestens drei Kinder dersel­
ben Familie eine Schule besuchen und dies durch die Vorlage 
einer nicht formgebundenen Bescheinigung der jeweiligen 
Schulen nachgewiesen wird. In Fällen gemäß Satz 3 und 4 
stellt der Schulträger die Lernmittel leihweise zur Verfügung. 

(2) Der Eigenanteil darf ausnahmsweise in der Höhe über­
schritten werden, wenn für einzelne Jahrgangsstufen oder Se­
mester ein erhöhter Bedarf notwendig ist und ein Ausgleich 
über einen Zeitraum von drei Schuljahren erfolgt. 

(3) Den Schülerinnen und Schülern oder Eltern steht es frei, 
über den Eigenanteil hinausgehend Lernmittel zu kaufen. Die 
Schulen haben darüber in einer Weise zu informieren, die die 
freie Entscheidung nicht beeinflusst. 

(4) Wenn eine Schülerin oder ein Schüler eine Jahrgangsstufe 
wiederholt, dürfen nicht nochmals Lernmittel zur eigenen Be­
schaffung verlangt werden, wenn die bereits erworbenen Lern­
mittel weiterhin genutzt werden können. 

(5) Von Schülerinnen und Schülern, die im Laufe des Schuljah­

res wegen eines Schulwechsels die für dieses Schuljahr erwor­
benen Lernmittel nicht weiterbenutzen können, darf nicht 
nochmals der Kauf von Lernmitteln verlangt werden. Ihnen 
sind die notwendigen Lernmittel an der aufnehmenden Schule 
leihweise zur Verfügung zu stellen. 

§ 13 
Schulbuchbeschaffung 

(1) Für die Beschaffung der Schulbücher im Rahmen der 
Lernmittelfreiheit ist der Schulträger zuständig. Er kann der 
Schule dazu die Bevollmächtigung erteilen. Die vergaberecht­
lichen Vorschriften, insbesondere die Verdingungsordnung für 
Leistungen - ausgenommen Bauleistungen (VOL), sind zu be­
achten. 

(2) Die Beschaffung der im Rahmen des Eigenanteils gemäß 
§ 12 direkt von den Schülerinnen und Schülern zu erwerben­
den Schulbücher darf nicht in die Bestellung gemäß Absatz 1 
einbezogen werden. Für die Schulbuchbeschaffung gilt der auf 
der Grundlage von § 16 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe­
schränkungen zwischen den Verlagen und den Buchhändlern 
vereinbarte Sammelrevers. Preisnachlässe in dem im Sammel­
revers vereinbarten Umfang dürfen nur für öffentliche Aufträ­
ge für Bücher, die unmittelbar zu Unterrichtszwecken verwen­
det werden und für die Schülerinnen und Schüler bestimmt 
sind, gewährt werden. 

§ 14 
Ausleihverfahren 

Die im Rahmen der Lernmittelfreiheit bereitzustellenden 
Lernmittel werden an die Schülerinnen und Schüler ausgelie­
hen und von diesen nach Ablauf der bestimmungsgemäßen 
Benutzungsdauer zurückgegeben. Die Lernmittel verbleiben 
im Eigentum des Schulträgers. 

Abschnitt 4 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

§ 15 
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft 

1.	 die Verordnung über die Lernmittelfreiheit vom 13. Juli 
1992 (GVBl. II S. 400), geändert durch Artikel 1 der Ver­
ordnung vom 20. Februar 1995 (GVBl. II S. 244), und 

2.	 die Verwaltungsvorschriften über die Genehmigung von 
Lernmitteln im Land Brandenburg vom 21. September 
1992 (ABl. MBJS S. 475), geändert durch Verwaltungs­
vorschriften vom 7. Juli 1994 (ABl. MBJS S. 768). 
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Internetwettbewerb für die deutschen und 
französischen Schüler der Mittel- und Oberstufe 

(organisiert von dem uneigennützigen Verein 
Voltaire und der Robert Bosch Stiftung) 

Das Portal der europäischen Schüler und Studenten voltaireon­
line ist eine zweisprachige Internetseite. Sie bietet vielerlei 
interessante Angebote, die von Schülern für Schüler erstellt 
werden (beispielsweise einen zweisprachigen Chat, ein Ver­
zeichnis der Schulen in Europa), so dass ein Ort der Kommuni­
kation und Expression entsteht. 

Ganz besonders möchten wir die europäischen Schüler auf ei­
nen Internet-Wettbewerb aufmerksam machen: die Voltaireon­
line Website Awards. Dieser deutsch-französische Wettbe­
werb, der von voltaireonline.org in Zusammenarbeit mit der 
Robert Bosch Stiftung organisiert wird, richtet sich an alle 
Realschulen, Mittelschulen, Gesamtschulen und Gymnasien, 
die französisch in Deutschland bzw. deutsch in Frankreich 
unterrichten. Er zeichnet die besten Webseiten, die von Schü­
lergruppen oder Klassen erstellt worden sind, aus. Es winken 
Preise im Gesamtwert von 3500 Euro. 

Ziel ist es, 
•	 die Kenntisse der französischen und deutschen Sprache mit 

Hilfe der gemeinsamen Arbeit an konkreten Beiträgen von 
Schülern in Frankreich und Deutschland zu vertiefen. 

•	 deutsch-französische Synergien im Bildungsbereich dank 
einer kooperativen Arbeit zu fördern und 

•	 die Nutzung der Multimedia-Technologien in der Bildung 
auszubauen. 

•	 den Nutzen der französischen bzw. deutschen Sprache als 
zusätzliches Merkmal, das für die zukünftige berufliche 
Laufbahn der Schüler entscheidend sein kann, hervorzuhe­
ben. 

Der Phantasie der Schüler sind dabei keine Grenzen gesetzt. 
Die teilnehmenden Webseiten können alle Themen behandeln, 
die die Schüler interessieren und eine deutsch-französische 
Thematik berühren, z. B. Erlebnisse wie deutsch-französische 
Austausche, Meinungen zu bewegenden Themen, (ein histori­
sches Ereignis, ein Buch oder Film, das Phänomen des deut­
schen Tourismus in Frankreich, die Verschmutzung des Rheins 
etc... Dies sind nur einige Beispiele. Die Beiträge können 
ausserunterrichtlicher Natur oder in den Lehrplan integrierte 
Arbeiten sein. 

Teilnahmevoraussetzungen, 
•	 Die Beiträge müssen in Gruppenarbeit erstellt worden sein. 
•	 Die teilnehmenden Teams werden von einem Lehrer oder 

Tutor vertreten, der die Anmeldung zum Wettbewerb über­
nimmt und der offizielle Ansprechpartner der Organisato­
ren ist. 

•	 Die Anmeldefrist läuft vom 1. Januar bis zum 31. Mai 
2001, 24.00 Uhr. Zu diesem Zeitpunkt müssen die teilneh­
menden Seiten ebenfalls im Internet konsultierbar sein. 

Eine deutsch-französische Jury, die sich aus Lehrern, Multime-
dia-Experten, Repräsentanten des Vereins Voltaire und Schü­
lern aus beiden Ländern zusammensetzt, beurteilt die Beiträge 

nach pädagogischen sowie Multimedia-Gesichtspunkten. 
Zweisprachige Arbeiten sowie Beiträge, die in Zusammenar­
beit von französischen und deutschen Schülern (beispielsweise 
Partnerschulen) erstellt worden sind, erhalten zusätzlich Bo­
nuspunkte. 

Besuchen Sie für weitere Informationen und für die Anmel­
dung unsere Homepage unter httn://www.voltaireonline.org. 
Sie können ebenfalls direkt Kontakt mit uns aufnehmen: 
voltaire@voltaireonline.org oder Association Voltaire, 3 rue de 
Dormelles, 92140 Clamart. 

Wir wünschen allen Teilnehmern viel Spass und viel Erfolg! 

Fete de la Musique 2001 Concours de la Chanson

„Respekt ist unsere Aufgabe“ - Respect!


Eure Texte, Eure Musik


Die Fete de la Musique, 1982 von Jack Lang in Frankreich ins 
Leben gerufen, wird heute in über 100 Ländem der Erde allishr­
lich zum Sommeranfang gefeiert. Dieser Tag kennt keine Auf­
tellung der Musik nach Genres, keine Trennung zwischen Ama­
teuren und Profis, keinen Unterschied zwischen klassischem 
Konzerthaus und einem Boulevard de la Musique. Alle Men­
schen können mit ihrer Kreabvität aktiv zum Fest der Musik 
beitragen oder ihre Liebe zur Musik als Zuschauer ganz unge­
zwungen ausleben, denn alle Konzerte finden ohne Eintritt statt. 

Berlin hat im Jahr 2000 mit über 400 Konzerten an 50 Spielor­
ten sein bisher eindrucksvollstes Fest gefeiert. An diesen Er­
folg schließt der 21. Juni 2001 an und lädt alle Kinder und Ju­
gendlichen, die Französisch lemen, ein, an dem bundesweiten 
Chansonwettbewerb teilzunehmen. 

Schreibt Texte in französischer Sprache zum Thema „Respekt 
ist unsere Aufgabe.“ - Respect! und schickt uns Eure Musik 
auf einem Tonträger, die Partition, den Text sowie alle Infor­
maffonen zu Euch und/oder Eurer Band unter Angabe des 
Lernjahres bis spätestens 30. April 2001 zu: 

Institut Français de Berlin 
- Concours de la Chanson ­
Kurfürstendamm 211 
10719 Berlin. 

Eine Jury aus Musikjournalisten, Pädagogen, und Musikerin­
nen wählt die besten Einsendungen aus. 

Die besten Gruppen sind eingeladen, am 21. Juni auf der Fete 
de la Musique auf einer der Bühnen in der Stadt zu spielen. Ei­
ne CD und zweisprachiges Begleitheft mit den besten Einsen­
dungen erscheinen pünktlich zum Sommeranfang. 

Die Gewinner des Concours de la Chanson aller Bundesländer 
dürfen sich auf der Semaine Française im FEZ in der Wuhlhei­
de vom 13. bis zum 19. Oktober 2001 mit ihren besten Songs 
präsentieren. 
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Eine Initiative des Institut Français in Zusammenarbeit mit der 
La Fete Company Berlin, der Kulturabteilung der Französi­
schen Botschaft und dem Bureau Musique 

Weitere Informationen unter: 
www.fetedelamusique.de 
Tel. 0 30/88 59 02 30 

Landesarbeitsamt NRW und IHK Köln 
bieten mit EINSTIEG Abi ein breites 

Informationsprogramm 

In hundert Tagen startet in Köln die erste bundesweite Messe 
zu Ausbildung, Studium und Beruf für Oberstufenschüler und 
Abiturienten. 

Köln, 5. Dezember 2000. EINSTIEG Abi - die erste bundes­
weite Messe zu Ausbildung, Studium und Beruf - arbeitet mit 
dem Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen und der Industrie 
und Handelskammer (IHK) Köln zusammen, um den Besu­
chern der Messe im Frühlahr 2001 ein noch breiteres Informa­
tionsprogramm anbieten zu können, Beide Kooperationspart­
ner nutzen die Messe am 16. und 17. März 2001 in Köln, um 
Oberstufenschüler und Abiturienten über Berufschancen, Aus­
bildungs- und Studiengänge zu informieren. 

„EINSTIEG Abi ist eine weitere hervorragende Gelegenheit, 
mit Jugendlichen über ihre berufliche Zukunft ins Gespräch zu 
kommen“, sagt Peter Funken, der das Referat Berufsorientie­
rung und berufliche Beratung beim Landesarbeitsamt NRW 
leitet. Auf dem Stand des Landesarbeitsamtes erwartet die 
Messebesucher eine Vielfalt moderner Informationsmedien zu 
Ausbildung, Studium, Beruf und Arbeitsmarkt einschließlich 
Internet-Zugang. Jugendliche haben die Möglichkeit, an Com-
puter-Terminals ganz konkret nach Ausbildungsplätzen oder 
Praktika zu suchen. Aber auch die persönliche Beratung 
kommt nicht zu kurz. Funken „Gemeinsam mit unseren Be­
rufsberatern finden die Schüler heraus, wo ihre Schwächen 
und Stärken liegen und welche Berufe für sie in Frage kom­
men könnten“. Darüber hinaus informiert am Stand des Lan­
desarbeitsamtes die Zentralstelle für Arbeitsvermittlung 
(ZAV) über Jobs im Ausland. 

Die IHK Köln wird EINSTIEG Abi nutzen, um zusammen mit 
zahlreichen Berufsverbänden und dem Handwerk über die du­
ale Berufsausbildung zu informieren. „Bei rund 350 Ausbil­
dungsgängen in Industrie, Handel, Verkehr, Dienstleistung und 
Handwerk kann jeder Schüler einen interessanten und passen­
den Beruf finden“, ist sich Dr. Gerald Püchel, IHK-Geschäfts-
führer im Bereich Berufsbildung, sicher. 

Die Angebote des Landesarbeitsamtes NRW und der IHK 
Köln ergänzen das umfangreiche Messeprogramm: Auf der 
EINSTIEG Abi präsentieren sich zahlreiche Hochschulen, pri­
vate Bildungsträger und Unternehmen. Auf der einen Seite 
stehen gezielte Informationen zu Zukunfts- und Karrierechan­
cen in einzelnen Branchen und Berufsfeldern im Vordergrund, 
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andererseits können die Schüler und Schülerinnen Gespräche 
mit Fachleuten führen: mit Vertretern von ausbildenden Unter­
nehmen und Hochschulen und mit Menschen, die mitten im 
Berufsleben stehen und wertvolle Praxistipps geben können. 

Weitere Informationen erhalten Sie bei: 

Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Werner Marquis 

Postfach 101040 

40001 Düsseldorf 

Tel.: 02 11/43 06-5 54 

Fax: 02 11/43 06-8 88 

E-Mail: LAA.NRW.Presse@t-online.de 


Industrie- und Handelskammer zu Köln 

Sabina Janssen 

Presse und Öffentlichkeitsarbeit 

Unter Sachsenhausen 10 - 26 

50667 Köln 

Tel.: 02 21/16 40-160 

Fax: 02 21/16 40-169 

E-Mail: presse@koeln.ihk.de 


EINSTIEG Event GmbH 

Melanie Walkenbach 

Martin-Luther-Platz 13 - 15

50677 Köln 

Tel.: 02 21/91 28 87-10 

Fax: 02 21/91 28 87-77 

E-Mail: m.walkenbach@einstieg-abi.de
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